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„Nach dieser Vorstellung hat die sächsi-
sche CDU wieder ein paar Wählerstim-
men weniger“, so ein Mitglied des Säch-
sischen Bündnisses für Gesundheit 2000
nach dem Gespräch mit der CDU Land-
tagsabgeordneten, Frau Kerstin Nicolaus,
am 27. Februar 2002 in der Sächsischen
Landesärztekammer. Und das mit Recht,
wenn man sich die konkreten Ergebnisse
der Diskussion ansieht: Sie tendieren ge-
gen Null. Hinzu kam die kurzfristige
Absage der CDU Bundestagsabgeordne-
ten, Frau Christa Reichard. Aber der Reihe
nach.

Statement 
Frau Nicolaus griff in ihrem Statement
einige Knackpunkte des Systems auf:
■ Arbeitslosenzahlen
■ Kostenverteilung
■ Vernetzung von stationären und 

ambulanten Bereichen
■ Fehlende Privatpatienten
■ Größere Patientenverantwortung
Die Lösung der anstehenden Probleme
sieht sie in der Trennung von Grund-
und Wahlleistungen bei der Gesetzlichen
Krankenversicherung, der stärkeren Ver-
bindung von ambulanten und stationären
Bereichen (Querverweis Poliklinik) und
dem Erheben eines „Eintrittsgeldes“ in

Arztpraxen sowie die Erhöhung der Zu-
zahlung auf Medikamente für Patienten.
Mit all diesen Punkten hatte sie schon
genügend Zündstoff für eine kontroverse
Diskussion geliefert. Die Anwesenden
nutzen die Chance, um auf konkrete Fra-
gen auch konkrete Antworten aus beru-
fenem Mund zu erhalten. Doch die Land-
tagsabgeordnete blieb sehr unkonkret. Zum
einen verwies sie darauf, dass sie als
Landespolitikerin wenig Einfluss auf die
Bundesebene hat und zum anderen ist
ihr das gesundheitspolitische Programm
der CDU auf Bundesebene nicht bekannt.
Damit grub sie den meisten Fragen den
Boden ab. Gut, oder nicht gut. Nach eini-

Die Bestechungsvorwürfe gegen Klinik-
ärzte in Deutschland müssen so schnell
wie möglich aufgeklärt werden, um eine
weitere Kriminalisierung des ärztlichen
Berufsstandes zu verhindern. Der soge-
nannte „Ärzteskandal“ mit 40 Verdachts-
fällen in Sachsen zieht seine Kreise durch
die Medienlandschaft und führt zu Vor-
verurteilungen aller Klinikärzte. Die Säch-
sische Landesärztekammer als Standes-
vertretung der sächsischen Ärzte hat selbst
ein großes Interesse an der Aufklärung
aller Verdachtsmomente. Der Ärztekam-
mer sind aber bisher keine Informationen
im Zusammenhang mit den Vorwürfen der
Bestechung von Klinikärzten durch das
Unternehmen SmithKline Beecham
Pharma GmbH durch die Staatsanwalt-
schaften bekannt gemacht worden. Und
so lange es sich um Verdachtsmomente
handelt, dürfen diese nicht mit Gerichts-
verfahren gleichgesetzt werden und Ärz-
te nicht von vornherein als bestechlich

gelten. Gerade in der aktuellen schwieri-
gen Situation des deutschen Gesundheits-
wesens dürfen wir es nicht zulassen, dass
der Arzt weiter in Verruf gebracht und
das Vertrauensverhältnis zu den Patienten
nachhaltig beschädigt wird. 
In Sachsen gibt es über 13.800 berufs-
tätige Ärzte, die ihren ethischen und be-
rufsrechtlichen Verpflichtungen nachkom-
men. Und der Sächsischen Landesärzte-
kammer ist nicht bekannt, dass es in den
vergangenen zehn Jahren zu einer
Verurteilung eines Arztes wegen Be-
stechung gekommen ist. Die gesetzli-
chen und berufsrechtlichen Regelungen
sind durchaus geeignet Korruption im
Gesundheitswesen zu unterbinden. Aber
schwarze Schafe wird es immer geben.
So lange die wissenschaftliche Tätigkeit
im Mittelpunkt steht, Honorarzahlungen
und Zusatzangebote im Rahmen einer Zu-
sammenarbeit mit der Industrie angemes-
sen sind, solange werden Bestechungs-

vorwürfe mit Sicherheit im Sande ver-
laufen.
Es ist sicher auch kein Zufall, dass diese
Vorwürfe gerade jetzt, nach der Einfüh-
rung von Aut-idem und der angespannten
Lage im Gesundheitssystem, an die Öf-
fentlichkeit gelangen. Einige wollen da-
mit so kurz vor der Bundestagswahl an-
scheinend von sich ablenken und den
Schwarzen Peter für die Kostenmisere
im Gesundheitssystem den Ärzten zu-
schieben. Und so manche Krankenkasse
nutzt die Gelegenheit, um als Hüter der
Ordnung aufzutreten. Dabei laufen die
Ermittlungen schon seit 1999 und nicht
erst seit heute. Der Arzt und Jurist, Dr.
Dr. Alexander Ehlers, hat es kürzlich in
einem Interview sehr treffend formuliert:
„Wir erleben derzeit eine Hetzjagd auf
Ärzte“. Die Frage ist nur: Warum?
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gen lautstarken Unmutsäußerungen gin-
gen die Bündnispartner stärker auf die
landespolitische Ebene ein. Die Erhöhung
der Honorare für niedergelassene Ärzte
ist für Frau Nicolaus ein wichtiges Pro-
blem, dessen Lösung sie in der Benach-
teiligung der angestellten Ärzte sieht,
denn eine Angleichung an das Westni-
veau ist anders nicht zu erreichen. Die
Fragen nach einer Einschränkung der
Kontrollmacht der Krankenkassen und
eine größere Unhabhängigkeit des Medi-
zinischen Dienstes der Krankenkassen
(MDK) ließ sie unbeantwortet. Dagegen
will sie mehr Wettbewerb zwischen den

Leistungserbringern im privat-öffentlichen
Gesundheitssystem bei bestmöglicher
Versorgung der Patienten, um Kosten zu
senken und Abläufe zu optimieren. Wie
genau das Aussehen soll blieb offen. Be-
fragt nach den Unterschieden zur SPD
sagte die Abgeordnete „Die integrierte
Versorgung im Gesetz beruht auf einem
falschen Ansatz, auch die Abschaffung
der Kassenärztlichen Vereinigungen ist
nicht das Ziel der CDU“. Und „Ambu-
lanzen sollten als selbstständige Rechts-
einheiten an Krankenhäuser angegliedert
werden“.
Aut-idem, Ärztemangel, GKV
Wie hält es die CDU mit der Einführung
von Aut-idem? Ist das für sie ein taugli-
ches Mittel um die Kosten im Gesund-
heitssystem zu senken? Wie will die
CDU dem bevorstehenden Ärztemangel
begegnen und wie soll es in der gesetzli-
chen Krankenversicherung weitergehen?
Mit vielen Beispielen unterlegten die
Bündnispartner die eklatanten Fehlsteue-
rungen durch die aktuelle Politik. Doch
die CDU Abgeordnete ging dazu über,
selbst Fragen zu stellen, weil sie keine
Antworten geben wollte (oder konnte).
Fazit
„Wir zäumen das Pferd von hinten auf,
die Diagnose ist doch klar: Das Gesund-

heitssystem ist am Ende. Doch die The-
rapie von Seiten der Politik fehlt“, so
Frau Dr. Gisela Trübsbach zum Schluss
der Diskussion. Das schreckliche Flick-
werk bei allen Parteien hilft nicht weiter.
Schade ist, dass ein Positionspapier des
Sächsischen Bündnis Gesundheit 2000
in der politischen Arbeit der Parteien
nicht beachtet wird, obwohl darin viele
Lösungsvorschläge enthalten sind. Auch
ein Fragenkatalog des Bündnisses blieb
in dieser Sitzung unbeantwortet. Aber
vielleicht geht die CDU dazu über, Ärzte
als Fachleute stärker in die Ausarbeitung
von gesundheitspolitischen Programmen
mit einzubeziehen, damit sie in Zukunft
mehr Fragen beantworten als stellen kann.

Nächste Veranstaltung am 26. April 2002
um 18.30 Uhr mit Prof. Dr. med. habil.
Jan Schulze (Präsident der Sächsischen
Landesärztekammer), Jürgen W. Mölle-
mann (Stellvertretender Bundesvorsitzen-
der der FDP), Rolf Steinbronn (Vorstands-
vorsitzender der AOK Sachsen), Dr. Kris-
tian Reinhold (Oberarzt Klinikum Görlitz)
und Sabine Hartmann (Leiterin der Landes-
vertretung der Techniker Krankenkasse).

kö

Von links: MdL Kerstin Nicolaus (CDU),
Dr. Joachim Lüddecke, (Präsident Zahnärzte-
kammer), Dr. Gisela Trübsbach (Bündnis 2000,
Vorstand SLÄK)

Der Einladung zur Teilnahme an der 18. Ta-
gung der Vorsitzenden der Kreisärzte-
kammern des Freistaates Sachsen waren
24 der 29 gewählten Vorsitzenden, der
Vorstand und die Geschäftsleitung der
Sächsischen Landesärztekammer gefolgt.
Wegen Erkrankung des Präsidenten,
Herrn Professor Dr. Jan Schulze, leitete
der Vizepräsidenten, Herr Dr. Bartsch,
die Tagung.

Schwerpunktthemen seines Berichtes
und der strukturierten Diskussion über

die „Aktuelle gesundheits-, sozial- und
berufspolitische Lage“ waren:
1. Die Bestechungsvorwürfe gegen Kli-
nikärzte und niedergelassene Ärzte im
Zusammenhang mit dem Unternehmen
SmithKline Beecham Pharma GmbH/
mit angeblich 40 Verdachtsfällen in
Sachsen. Der Standpunkt der Sächsischen
Landesärztekammer lautet: unbedingte
Aufklärung, aber keine pauschale Vorver-
urteilung der Ärzteschaft.
Bitte lesen Sie „Unser Standpunkt“ des
Vorstandes der Sächsischen Landesärz-

tekammer „Ärzteskandal“ auf Seite 136
dieses Heftes.
2. Entwicklung der Arztzahlen in Sach-
sen: Bis 2010 gehen in fast allen Fach-
arztbereichen die Anzahl der Ärzte stark
zurück. Die prognostizierte Entwicklung
der sächsischen Arztzahlen durch Ruhe-
stand sagt aus, dass im Jahr 2010 48
Prozent weniger Fachärzte für Nerven-
heilkunde, 37 Prozent weniger Fachärzte
für Allgemeinmedizin und 32 Prozent
weniger Fachärzte für Kinderheilkunde
in Sachsen tätig sein werden.

18. Tagung der Vorsitzenden 
der Kreisärztekammern 16. März 2002 


